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K laus K w asn iew ski

Kehrtwende 
in der 
Verkehrspolitik?

A uf dem diesjährigen verl<eiirs- 
politischen Jaliresgespräcii 

hat Bundesverkehrsminister Kurt 
Gscheidle die Schwerpunkte der 
deutschen Verkehrspolitik für die 
achtziger Jahre anhand der ge­
planten Investitionsaufwendungen 
erläutert. Danach werden, auf ei­
nen kurzen Nenner gebracht, die 
Energiekosten zur Richtschnur für 
neue Investitionen. Als wichtigste 
Änderung gegenüber dem vergan­
genen Jahrzehnt ist vorgesehen, 
daß von den rund 150 Mrd. DM, die 
nach dem Bundesverkehrswege­
plan 1980 im Zeitraum von 1981 
bis 1990 investiert werden sollen, 
29 % auf die Deutsche Bundes­
bahn entfallen -  gegenüber 16 % 
von rund 100 Mrd. DM im Jahr­
zehnt von 1971 bis 1980. Dieser 
Anstieg geht vor allem zu Lasten 
der Bundesfernstraßen, deren An­
teil von 53 % im vergangenen auf 
42 % im kommenden Jahrzehnt 
verringert wird.

An diesen Anteilsverschiebun­
gen entzünden sich die Gemüter. 
Je nach ideologischem oder Inter­
essenstandort sehen die einen

darin mit Genugtuung die Abkehr 
von einer Politik, die mit ihrem 
Schwerpunkt auf dem Autobahn­
bau im vergangenen Jahrzehnt die 
Landschaft verschandelte und die 
Umwelt belastete, während die an­
deren eine Gefahr für die freie Ver- 
kehrsträgenwahl und eine über die 
Investitionspolitik erzwungene Ver­
lagerung des Straßengüterver­
kehrs vom Lkw auf die Schiene be­
fürchten. Kommt es zu einer Kehrt­
wende in der Verkehrspolitik?

Hiervon kann keineswegs die 
Rede sein. Das Bundesfernstra­
ßennetz wird auch im kommenden 
Jahrzehnt weiter ausgebaut wer­
den. Was dem Rotstift im Vergleich 
zu früheren Planungen zum Opfer 
fällt, ist der Bau von einigen neuen 
Autobahnen, deren Nützen für die 
betroffenen Regionen von der Re­
gionalwissenschaft ohnehin in 
Zweifel gezogen wird. Diese Strei­
chungen sollte man in einem Land 
wie der Bundesrepublik, deren 
Fernstraßennetz das beste der 
Welt ist, nicht beklagen. Auch ist 
hierin keine Gefahr für die freie 
Verkehrsträgera/ahl zu erblicken. 
Denn letztlich konnte nicht erwartet 
werden, daß das Fernstraßennetz 
auch in den achtziger Jahren mit 
denselben Raten wie bisher wach­
sen würde.

Auf der anderen Seite ist der 
Ausbau der Infrastruktur der Bun­
desbahn in den letzten Jahren ver­
nachlässigt und durch Einsprüche 
von Bürgerinitiativen zusätzlich 
verzögert worden. Jetzt ist die 
Bahn in einigen Bereichen bereits 
an die Grenzen ihrer Kapazität ge­
stoßen. Insbesondere im Güter­
fernverkehr zeichnet sich ab, wann 
sie keine zusätzliche Fracht mehr 
befördern kann. Damit würde im 
Falle einer akuten Treibstoffver­
knappung der einzige Verkehrsträ­
ger, der von dieser Verknappung 
weitgehend unberührt bleiben dürf­
te, für den Transport der dann zu­
sätzlich von der Straße kommen­
den Gütermengen ausfallen. Denn

die Bundesbahn erbringt gegen­
wärtig 82 % ihrer Transportleistun­
gen auf den elektrifizierten Strek- 
ken, deren erforderliche Energie 
wiederum zu 95 % aus im Inland 
verfügbaren Quellen, überwiegend 
aus deutscher Kohle, erzeugt wird. 
Auch steht die Bundesbahn auf ih­
ren Nord-Süd-Linien mit dem Gros 
des Verkehrsaufkominens an der 
Kapazitätsgrenze. Hier hilft nur der 
Neubau von Strecken, der kapital- 
und sehr zeitaufwendig ist.

An der gegenwärtigen Verkehrs­
teilung zwischen Schiene und Stra­
ße wird sich damit auch im kom­
menden Jahrzehnt nichts Wesent­
liches ändern. Dazu reicht das 
Streckennetz der Bahn nicht aus, 
und dazu ist der Anteil des Eisen­
bahngüterverkehrs am gesamten 
Güterverkehr auf Schiene und 
Straße auch zu klein. Mit der Be­
seitigung der Kapazitätsengpässe 
kann nur erreicht werden, die Bahn 
den bereits gestiegenen und in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten 
noch weiter steigenden Verkehrs­
anforderungen anzupassen. Denn 
je teurer und knapper das ö l wird, 
um so mehr Güter werden, auch im 
kombinierten Verkehr mit den pri­
vaten Transportbetrieben, mit der 
Eisenbahn befördert werden, wenn 
der relativ günstige spezifische 
Energieverbrauch der Bahn in den 
Preisen weitergegeben werden 
kann.

Die relative Sicherheit des Ver­
kehrsträgers Bundesbahn im Hin­
blick auf die Energieversorgung 
sollte allerdings nicht dazu führen, 
daß ihre überkommenen strukturel­
len Defizite mit dem Mantel einer 
,,neuen Gemeinwirtschaftlichkeit” 
zugedeckt und keine weiteren An­
strengungen zur Beseitigung der 
Verluste auf gewissen Nebenstrek- 
ken und bei den nicht kostendek- 
kenden Verkehrsdiensten durch 
Stillegungen unternommen wer­
den. Das wäre eine falsche, weil 
volkswirtschaftlich zu kostspielige 
Verkehrspolitik.
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